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In dem Verwaltungsrechtsstreit 

 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigter: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrüc.ken -, 
vertreten durch die Rechtsschutzsekretäre Susanne 
Theobald u.a., Fritz-Dobisch-Straße 5, 
66111 Saarbrücken, 

g e g e n

. .

w e g e n Arbeitszeit 

- Beklagte -

hat die 6. Kammer des Verwaltungsgerichts Trier aufgrund der mündlichen 
Verhandlung vom 7. Dezember 2020, an der teilgenommen haben 

Vizepräsident des Verwaltungsgerichts 
Kröger Richter am Verwaltungsgericht ... 
Richter ..... 
ehrenamtliche Richterin Frau ... ehrenamtlicher 
Richter Herr ...



für Recht erkannt: 

Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides der 
Bundespolizeidirektion K. vom 22. Mai 2020 in der Gestalt des 
Widerspruchsbescheides vom 4. August 2020 verpflichtet, dem Kläger die 
Pausenzeit für die Monate Januar bis April 2020 im Umfang von 15 Stunden 
auf seinem Arbeitszeitkonto gutzuschreiben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann 
· die- Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % der
festzusetzenden Kosten abwenden, wenn nicht der Kläger vor der
Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden
Betrags leistet.

Die Berufung wird zugelassen ..

Tatbestand 

Die Beteiligten streiten darüber, ob dem Kläger Ruhepausen als Arbeitszeit 

anzurechnen sind, obwohl.er die betreffenden Dienstschichten infolge Erkrankung 

oder Urlaub nicht abgeleistet hat. 

Der Kläger steht als Polizeioberkommissar im Dienst der Beklagten und wurde 

während des hier maßgeblichen Zeitraums bei der Bundespolizeiinspektion T. im 

Schichtdienst eingesetzt. Die Dienstzeiten des Klägers wurden in monatlichen 

Schichtplänen durch die Angabe der Uhrzeiten des Beginns und Endes der 

jeweiligen Schichten konkretisiert, wobei die nach § 5 Abs. 1 der 

Arbeitszeitverordnung - AZV - einzuhaltenden Ruhepausen von 30 bzw. 45 

Minuten als Arbeitszeit berücksichtigt wurden. Bei der Berechnung der tatsächlich 

geleisteten Dienstzeiten berücksichtigte die Dienststelle diese Pausenzeiten 

ebenfalls, nicht hingegen bei den im Schichtplan vorgesehenen Schichten, denen 

der Kläger wegen Urlaub oder Erkrankung ferngeblieben war. Letzteres betraf in 

den Monaten Januar, März und April 2020 24 festgesetzte Dienstschichten, wobei 

sich die nicht berücksichtigten Pausenzeiten auf insgesamt 15 Stunden beliefen. 

Unter dem 22. Mai 2020 lehnte die Bundespolizeidirektion K. die insgesamt 

neun Anträge des Klägers, ihm die nicht berücksichtigten Pausenzeiten als 

Arbeitszeit gutzuschreiben, ab. 
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Mit Widerspruchsbescheid vom 4. August 2020 wies die Beklagte den fristgerecht 

erhobenen Widerspruch des Klägers zurück. Während der Ruhepausen sei der 

Beamte nfcht zum Dienst verpflichtet. Dies sei jedoch die Grundlage für die 

Anrechnung von Dienstzeiten. Der Widerspruchsbescheid wurde dem Kläger am 

2. September 2020 zugestellt.

Am 8. September 2020 hat der Kläger die vorliegende Klage erhoben. Er trägt vor, 

aus der Entstehungsgeschichte der Arbeitszeitverordnung und der 

Erschwerniszulagenverordnung folge, dass der Verordnungsgeber die Belastung 

der Beamten, die Dienst zu wechselnden Zeiten leisten, dadurch habe absenken 

wollen, dass er ihre effektive Wochenarbeitszeit durch die Anrechnung von 

Pausenzeiten verkürzt habe. Würden die Pausen bei zulässiger Unterbrechung des 

Dienstes durch Urlaub oder Krankheit nicht angerechnet, müssten die Pausenzeiten 

an späteren Schichtdiensttagen nachgearbeitet werden. 

Der Kläger beantragt, 

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides der 

Bundespolizeidirektion K. vom 22. Mai 2020 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 4. August 2020 zu verpflichten, ihm die Pausenzeit für die Monate Januar bis

April 2020 im Umfang von 15 Stunden auf seinem Arbeitszeitkonto

gutzuschreiben,

hilfsweise, die Beklagte unter entsprechender Aufhebung des genannten 

Bescheides zu verurteilen, ihn von jeder Form der Nacharbeit der genannten 

Pausenzeiten freizustellen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen: 

Zur Begründung nimmt sie auf die Ausführungen in dem angefochtenen Bescheid 

Bezug und trägt ergänzend vor, die Sollarbeitszeit werde durch die Arbeitszeit und 

die Gutschrift von Pausenzeiten erreicht. Eine Pause sei üblicherweise aufgrund 

des Dienstbetriebs nicht möglich. Dem werde durch die Anrechnung der Pausenzeit 

auf die Arbeitszeit Rechnung getragen. Hierfür sei jedoch eine tatsächliche 

Dienstleistung erforderlich. 
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